Vermerk: Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der Linksfraktion (Ulla Jelpke u.a.) zu unklaren Daten des Ausländerzentralregisters zu Ausreisepflichtigen (BT-Drs. 18/12725) 
Dr. Thomas Hohlfeld, Referent für Migration/Integration, Fraktion DIE LINKE. im Bundestag, 227-51122, 13.6.2017
LINKE kritisiert unklare Daten zu Ausreisepflichtigen 
Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag: 

„Immer wieder wird mit überhöhten Zahlen zu angeblich Ausreisepflichtigen politisch Stimmung gemacht. Angebliche Defizite bei der Abschiebung sollen entsprechende Gesetzesverschärfungen legitimieren. Im Ergebnis gelten in der Abschiebungspraxis rechtsstaatliche Grundsätze oft nicht mehr: Überraschungsabschiebungen nach langjährigem Aufenthalt, die bewusste Trennung von Familienangehörigen und die Abschiebung gut integrierter oder psychisch erkrankter Menschen – all dies ist Folge einer auch von der Bundesregierung befeuerten Abschiebestimmung im Land.“

„Fakt ist: Die Zahl der Ausreisepflichtigen ist, entgegen aller Prognosen, nicht etwa stark angestiegen, sondern im letzten dreiviertel Jahr in etwa gleich geblieben. Die offiziellen Daten zu Ausreisepflichtigen sind aber in vielen Fällen unklar oder falsch und insgesamt zu hoch. Als ausreisepflichtig gelten auch Personen, die gar nicht abgeschoben werden dürfen, weil zwingende Duldungsgründe oder rechtliche Abschiebungshindernisse vorliegen.“ 

„Statt unentwegt nach schärferen Abschiebungen zu rufen, brauchen wir einen menschenwürdigen und fairen Umgang mit Schutzsuchenden. Auch abgelehnte Asylsuchende können gute Gründe haben, trotz formeller Ausreisepflicht im Land zu bleiben. Dies betrifft etwa Geflüchtete aus Kriegsländern wie Syrien, Irak und Afghanistan, ca. 27.000 Menschen, oder auch die über 52.000 Ausreisepflichtigen, die bereits seit mehr als fünf Jahren in Deutschland leben. Hier brauchen wir dringend humanitäre Bleiberechtslösungen.“
Frage 1:

Im AZR waren zum 30. April 2017
 220.052 Personen als ausreisepflichtig erfasst (Auflistung nach Bundesländern und Staatsangehörigkeiten zu Frage 1; zum Vergleich: zum 31.7.2016 waren es ca. 215.000, Frage 22). 
Fast 64.000 von ihnen kamen aus fünf zu „sicheren Herkunftsländern“ erklärten Westbalkanländern. 
Viele Ausreisepflichtige kommen aber auch aus aktuellen Kriegs- und Krisenländern wie beispielsweise: Afghanistan (13.641), Irak (8.066), Türkei (6.516), Syrien (5.018).

158.145 der Ausreisepflichtigen verfügten über eine Duldung, 56.404 hatten „kein Aufenthaltsrecht“
, 4.863 hatten eine Aufenthaltsgestattung als Asylsuchende und 640 eine befristete oder sogar unbefristete Aufenthaltserlaubnis. 

Diese Angaben zum Aufenthaltsstatus sind interpretationsbedürftig:

· Die etwa 5.500 Einträge zu Personen mit Aufenthaltsgestattung oder -erlaubnis nennt die Bundesregierung selbst „unplausible AZR-Einträge, die einer näheren Einzelfallprüfung bedürfen“ – denn Menschen mit Aufenthaltserlaubnis oder -gestattung können in der Regel nicht ausreisepflichtig sein

· Von den 56.404 Ausreisepflichtigen ohne Duldung hatten 17.047 Personen seit mehr als drei Monaten keine Duldung (vgl. Frage 7) – das ist rechtlich eigentlich nicht zulässig, da eine Duldung erteilt werden muss, wenn die Ausreisepflicht nicht unmittelbar durchgesetzt werden kann; womöglich sind etliche dieser Personen bereits wieder ausgereist, was jedoch (noch) nicht im AZR registriert wurde – die Bundesregierung bestätigt zu Frage 6a im Grundsatz, dass „nicht registrierte Ausreisen oder nicht gemeldete Todesfälle … somit ggf. die statistische Zahl der Ausreisepflichtigen“ erhöhen.
· Bei 6.501 Ausreisepflichtigen war die Duldung sogar bereits seit mehr als einem Jahr abgelaufen (Frage 12) – die Bundesregierung kann diesem Umstand nicht erklären und verweist darauf, dass dies „nur individuell durch Einzelfallprüfungen geklärt werden“ könne
· Bei 11.374 Ausreisepflichtigen wurde der Aufenthaltsstatus im AZR zuletzt vor über drei Jahren aktualisiert (Frage 11) – der Bundesregierung liegen auch hierzu „keine Erkenntnisse“ dazu vor, warum dies so ist

Ulla Jelpke: 

„Es gibt so viele Ungereimtheiten im AZR beim Thema Ausreisepflicht. Da ist es schon bezeichnend, dass die Bundesregierung erst einmal eine Reihe von Gesetzesverschärfungen beschlossen hat, bevor jetzt langsam aufgeklärt wird, wie viele Ausreisepflichtige tatsächlich im Land – und wie viele von ihnen überhaupt tatsächlich ausreisepflichtig sind.“ 
Frage 2:

Nur 103.397 der Ausreisepflichtigen (47%) waren abgelehnte AsylbewerberInnen, von diesen hatten 75.746 eine Duldung (zusätzlich ca. 1.700 „unplausible AZR-Einträge“, zu Frage 2 auch Differenzierung nach Bundesländern und Herkunftsstaaten). 

Zu Frage 3 sind die absoluten Zahlen der Asylentscheidungen und -ablehnungen der letzten Jahre notiert: Asylablehnungen gab es: 2014: 43.018; 2015: 91.514; 2016: 173.846; bis April 2017: 106.232.
Seit 2014 gab es mithin 414.610 Asylablehnungen. Dem steht eine Zahl von aktuell 103.397 ausreisepflichtigen abgelehnten Asylsuchenden
 gegenüber, von denen eine übergroße Mehrheit – gut 75.000 – geduldet werden.

Ulla Jelpke:

„Die reinen Zahlen bestätigen die allgegenwärtige Behauptung angeblich großer Defizite bei der Abschiebung nicht. Es ist auch falsch, Härte gegenüber abgelehnten Asylsuchenden zu fordern, um angeblich eine Offenheit für Schutzbedürftige zu bewahren. Das spaltet die Gesellschaft und die Geflüchteten und fördert eine ablehnende Grundhaltung gegenüber Schutzsuchenden.“ 
Frage 4:
52.500 der 220.000 Ausreisepflichtigen leben bereits seit mehr als fünf Jahren in Deutschland, 30.000 sogar seit mehr als zehn Jahren, viele mit einer (Ketten-)Duldung. 

Ulla Jelpke:

„Es kann nicht angehen, dass Menschen, die seit Jahren oder Jahrzehnten in Deutschland leben, einfach abgeschoben werden sollen. Für diese Menschen braucht es eine effektive Bleiberechtsregelung, und keine verschärfte Abschiebung. Bis vor kurzem wurde politisch noch um humanitäre Bleiberechtsregelungen für langjährig Geduldete gerungen. Jetzt erscheinen diese Menschen nur noch als Objekte einer entfesselten Abschiebebürokratie. Das ist einfach nur perfide und stellt dem Zustand unserer Gesellschaft ein schlechtes Zeugnis aus.“
Frage 5: Zu Personen, die noch während ihres laufenden Asylverfahrens Deutschland wieder verlassen, kann die Bundesregierung „keine validen Angaben“ machen. Doch bei 30.945 Personen wurde im Jahr 2016 eine Ausreise registriert, obwohl im AZR zugleich noch kein Abschluss des Asylverfahrens erfasst war. Hier dominieren ganz eindeutig Asylsuchende aus Ländern des Westbalkans (gut 25.000, über 80%). 
Ulla Jelpke: 

„Die Chancenlosigkeit im Verfahren und bewusst abschreckende Lebensbedingungen und Einschränkungen von Rechten wirken sich offenkundig so aus, dass viele Asylsuchende aus den angeblich sicheren Ländern des Westbalkans, häufig diskriminierte Roma, entmutigt auf ihr Recht auf eine faire Asylprüfung verzichten und Deutschland bereits vor dem Ende des Asylverfahrens wieder verlassen. Durch diese Form der Diskriminierung wird das Grundrecht auf Asyl zur Makulatur gemacht – man schikaniert Schutzsuchende so lange, bis sie es hier nicht mehr aushalten.“ 
Frage 6:
Es gibt keinen eigenständigen Eintrag „Ausreisepflichtig“ im AZR, angeknüpft wird an „aufenthaltsbeendende Maßnahmen“ (Ausweisung, Abschiebung usw.) bzw. an die Duldungserteilung (der Großteil der Ausreisepflichtigen) und den Status „aufhältig“. 

Zugleich darf kein aktuellerer Eintrag über ein Aufenthaltsrecht vorliegen. Hierdurch sollen überhöhte Darstellungen angeblich Ausreisepflichtiger vermieden werden – im Jahr 2010 hatte sich infolge von Nachfragen der Linksfraktion herausgestellt, dass bei 45.000 angeblich „Ausreisepflichtigen ohne Duldung“ eine spätere Aufenthaltserteilung nicht im AZR vermerkt worden war (siehe hierzu Frage 13).  

Die Bundesregierung räumt ein, dass jede nicht offiziell registrierte Ausreise zu einer statistisch überhöhten Zahl der nach Angaben des AZR angeblich in Deutschland lebenden Ausreisepflichtigen führt (Frage 6a): „Nicht registrierte Ausreisen oder nicht gemeldete Todesfälle erhöhen somit ggf. die statistische Zahl der Ausreisepflichtigen“. Andersherum führe der verspätete Eintrag von Duldungen oder Abschiebungstatbeständen zu einer statistischen Untererfassung von Ausreisepflichtigen. 

Für die „zeitnahe Pflege“ der Datenspeicherung im AZR seien die Ausländerbehörden der Bundesländer zuständig, eine Änderung der Speicherpraxis hält die Bundesregierung „nicht für zielführend“ (in Bezug auf: eigener Speichersachverhalt „Ausreisepflichtig“, Positivfeststellung des Aufenthalts bzw. Meldung eines „Fortzugs nach unbekannt“ bei Nicht-Vorsprache). 

Frage 6b: Aus dem AZR lassen sich keine statistischen Angaben ableiten „zu Personen, die in der Vergangenheit einmal ausgewiesen, ab- oder zurückgeschoben wurden, und aktuell nicht abgeschoben werden dürfen, etwa wegen familiärer Bindungen, einem laufenden Asylverfahren, schwerer gesundheitlicher Erkrankungen, rechtlicher Abschiebungshindernisse (Gefahr der Todesstrafe oder Folter usw.)“.

Frage 6c:
Die Bundesregierung kann keine Angaben und nicht einmal Einschätzungen dazu machen, wie viele der geduldeten Personen gar nicht abgeschoben werden dürfen (wegen eines rechtlichen Abschiebungshindernisses, etwa wegen drohender Folter, unmenschlicher Behandlung, Todesstrafe, familiäreren Bindungen nach Deutschland, medizinischer Abschiebungshindernisse usw.). Der „Fokus behördlicher Maßnahmen“ bei Geduldeten sei „primär auf die Durchsetzung der vollziehbaren Ausreisepflicht und die tatsächliche Rückkehr in den Herkunftsstaat gerichtet“. Es könnten nur „Aussagen zu den Gründen, aus denen eine Duldung erteilt worden ist“, gemacht werden, „aber keine Aussage zu der voraussichtlichen Dauer der Duldungsgründe. Die Bundesregierung sieht hier keinen Änderungsbedarf im AZR“. 

6d: „Ausreisepflichtige Personen, die nicht abgeschoben werden dürfen, werden bereits jetzt als Geduldete mit bestimmten Duldungsgründen erfasst“; deshalb sei es „sinnvoll, am bestehenden Vorgehen festzuhalten“. 

Doch auf die Frage (21), was Bemühungen zur genaueren Erfassung der unklaren „sonstigen“ Duldungsgründe erbracht haben, ergibt sich (Verweis auf die Frage 25 auf BT-Drs. 18/12623, S. 89f: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/126/1812623.pdf): Nachdem im Rahmen einer „Datenbereinigungsaktion“ bundesweit 584 Ausländerbehörden im Frühjahr 2017 angeschrieben worden waren, hatte sich ein Drittel (195) zurückgemeldet. Der Anteil der Duldungen aus „sonstigen Gründen“ wurde dadurch von 58,2% auf 51,9% reduziert – unverändert bleibt damit aber bei über der Hälfte aller erteilten Duldungen unklar, aus welchem Grund sie erteilt wurden! 

42 der angeschriebenen Ausländerbehörden wünschten sich die Einführung neuer Duldungsgründe im AZR – bei den am häufigsten genannten Fallkonstellationen geht es ganz überwiegend um Personen, die nicht abgeschoben werden dürfen (genannt wurden: Entscheidung, ob Asylfolgeverfahren durchgeführt wird, steht aus; familiäre Bindungen zu Deutschen oder Ausländern mit Aufenthaltstitel; unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (ohne Asylstatus); Härtefälle (?); es gibt Familienangehörige im laufenden Asylverfahren). Viele der Geduldeten mit „sonstigen Duldungsgründen“ dürfen somit offenbar nicht abgeschoben werden. Dies ist z.B. auch der Fall bei: Abschiebestopp (§60a Abs. 1: 6.066 Personen); medizinische Gründe (3.988 Personen); viele Eintragungen und Zuordnungen der Duldungsgründe bleiben unklar (viele der 5.392 Duldungen nach §60a Abs. 2 Satz 3 dürften z.B. sog. „Ausbildungsduldungen“ sein).

Ulla Jelpke: 

„Es ist nicht akzeptabel, dass niemand genau weiß, um welche Personengruppen es sich handelt, wenn abstrakt von Ausreisepflichtigen die Rede ist. Auch über die Gründe, warum Abschiebungen nicht vollzogen und stattdessen Duldungen erteilt werden, weiß die Bundesregierung in der Mehrheit aller Fälle nichts zu sagen – und sie will hieran im Wesentlichen auch nichts ändern. Dabei dürfen viele Menschen trotz formeller Ausreisepflicht gar nicht abgeschoben werden. Diese wichtigen Informationen sollten verlässlich erfasst und der Bevölkerung auch mitgeteilt werden, um dem grassierenden Abschiebewahn etwas entgegenzusetzen.“  
WEITERE UNKLARE DATEN IM AZR:

Frage 8: 45.130 Personen wurden im AZR als ausreisepflichtig gespeichert, obwohl sie zugleich noch in einem Asylverfahren sein sollen (was nicht sein kann). Die Bundesregierung erklärt dies „nach bisherigen Erkenntnissen“ zu „etwa 80 Prozent“ damit, dass im Anschluss an ein Asylverfahren bereits Duldungen erteilt worden seien (die im AZR registriert wurden), der Abschluss der Asylverfahren in diesen Fällen zum Zeitpunkt der AZR-Abfrage aber noch nicht durch das BAMF ans AZR übermittelt worden sei [was kein gutes Licht auf das BAMF wirft]. 
Die Erklärung des zuständigen Ministeriums in Rheinland Pfalz (vgl. Frage 20a), wonach es immer noch Asylsuchende gebe, die keinen Asylantrag stellen konnten und deshalb eine Duldung erhalten hätten, kann die Bundesregierung „nicht bestätigen“ [dies ist allerdings auch kein klares Dementi]. 

Frage 9: 9.190 Personen wurden als „ausreisepflichtig“ im AZR geführt, obwohl sie EU-Angehörige sind und kein Verlust des Freizügigkeitsrechts festgestellt wurde. Diese Fälle werden derzeit überprüft, es sei „nicht ausgeschlossen, dass ein Teil im rechtlichen Sinn ggf. nicht ausreisepflichtig ist“ (siehe hierzu auch Antwort zu Frage 20c)

Frage 10: 1.660 Personen wurden als „ausreisepflichtig“ im AZR geführt, obwohl sie einen Asyl- oder Flüchtlings- oder subsidiären Schutzstatus erhalten haben. 
Die Bundesregierung geht nach bisherigen Erkenntnissen in diesen Fällen davon aus, dass der betreffende Schutzstatus widerrufen (aber nicht im AZR vermerkt) und eine Duldung erteilt worden sein könnte, was aber „nur durch Einzelfallprüfungen geklärt werden“ könne [in vielen dieser Fälle könnte ggf. noch ein gerichtliches Klageverfahren wegen des Widerrufs anhängig sein].

Frage 14: 

Der „Beauftragte für Flüchtlingsmanagement“ (BFM), Weise, gilt als Selbständiger mit einem Honorarvertrag mit dem BAMF. 

Er ist weisungsungebunden und stimmt sich mit dem BAMF zu inhaltlichen Fragen ab. Er ist „unmittelbar der Hausleitung des BMI zugeordnet“ und hat ein „Board zur Seite“ (Personal des BAMF und des BMI), eine Geschäftsstelle übernimmt die organisatorisch-administrativen Arbeiten. Seite Empfehlungen sind „rechtlich nicht bindend“.

Frage 15: Aus dem AZR-Leitfaden des BFM und den darin enthaltenen Zweifeln an der Richtigkeit der Angaben des AZR zur Zahl der Ausreisepflichtigen zieht die Bundesregierung die Schlussfolgerung einer „intensivierten Kommunikation des Registerführers mit den Behörden über ein Netzwerk von bundesweiten Ansprechpartnern in Sachen Datenqualität“, was „zu einer bewussteren, qualitativ hochwertigen und nicht zuletzt zeitnahen Erfassung der Sachstände führen“ soll.

Der Verweis auf die Antwort auf eine schriftliche Frage von Ulla Jelpke ergibt u.a.:
„In welchem Umfang die Überprüfungen zu Berichtigungen im AZR führen und ob sich daraus im Einzelfall auch Konsequenzen für die Ausreisepflicht des betroffenen Ausländers ergeben werden, stellt sich regelmäßig erst im Verlauf der Überprüfungen heraus. Dementsprechend lässt sich nicht beziffern, bei wie vielen Ausländern Zweifel an der Richtigkeit ihrer Einstufung als „ausreisepflichtig“ bestehen.
Da aber einerseits die Zahl der Ausreisepflichtigen nicht statisch ist, sondern ständigen Veränderungen – wie aktuell durch die außergewöhnlich hohen Entscheidungszahlen des BAMF – unterliegen und andererseits Datenbereinigungen eine Daueraufgabe sind, wird sich letztlich weder die genaue Zahl der Berichtigungen bei Ausreisepflichtigen im AZR noch die Zahl der Überprüfungsergebnisse nennen lassen, die unmittelbare Auswirkungen auf das Bestehen der Ausreisepflicht bei den einzelnen betroffenen Ausländern haben.

Vor diesem Hintergrund relativiert sich die in dem Leitfaden geäußerte Besorgnis einer „verzerrten Debatte über den Umgang mit Ausreisepflichtigen und die Notwendigkeit politischer Maßnahmen“.“ 
Frage 17: 

Die Datenqualität im AZR sei für die Bundesregierung von großer Bedeutung. Seit Mai führe das BAMF in den Bundesländern entsprechende Workshops durch und gibt „Anleitungen zu Datenbereinigungen“. Ein „Datenqualitätsbeauftragter“ solle in den BAMF-Außenstellen zur Erhöhung der Datenqualität beitragen. Weitere Plausibilitätsprüfungen und Datenbereinigungsmaßnahmen fänden laufend statt oder seien geplant.

Der Verweis auf die BT-Drs. 18/12623 (http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/126/1812623.pdf, Frage 24) erbringt u.a.:
„Zudem startete das BAMF im Mai 2017 intern eine Initiative zur Datenbereinigung nicht konsistenter Datensätze bei den Ausreisepflichtigen mit laufendem Asylverfahren. Damit ist der Grundstein für eine BAMF-eigene Task Force zur Nacherfassung fehlender Abschlussmitteilungen (rund 50 000) im AZR gelegt.“
Zu Frage 16 heißt es: Die „Angaben im AZR zu Ausreisepflichtigen im Zusammenhang der Rückkehrpolitik“ seien „für die Entscheidungen der Bundesregierung“ „nur ein Anhaltspunkt“ gewesen.

Frage 18:
Die Bundesregierung bestätigt noch einmal ausdrücklich, „dass sie sich die o.g. Prognose, die auf den Berechnungen eines Beratungsunternehmens beruht, nicht zu Eigen gemacht hat“ – es geht um die [offenkundig unhaltbare] Prognose von McKinsey, wonach angeblich bis Ende 2017 mit 485.000 Ausreisepflichtigen zu rechnen sei. 
Die Bundesregierung spricht hingegen von einer „steigenden Zahl von ausreisepflichtigen Ausländern“ im Jahr 2017 [das BMI hatte im Oktober 2016 fälschlich prognostiziert, die Zahl der Ausreisepflichtigen würde bis Ende 2016 um mindestens 100.000 ansteigen – stattdessen sank diese Zahl geringfügig; siehe Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage].

Frage 19: Für die „Rückkehrstudie“ erhielt McKinsey 1,8 Mio. Euro (660 Beratertage à 2.300 Euro zzgl. Mehrwertsteuer.

Auf die Frage 22 danach, ob diese Zahlungen angesichts der grob falschen Prognose der Entwicklung der Zahl der Ausreisepflichtigen im Nachhinein für berechtigt angesehen werden, antwortet die Bundesregierung: 

„Unabhängig von der Entwicklung der Zahl der Ausreisepflichtigen bis zum Ende dieses Jahres hat diese Studie zu den Rückkehrprozessen und Optimierungspotenzialen zu weitreichenden Verbesserungen der Rückkehrmaßnahmen … geführt und war deshalb zielführend. Die Bundesregierung hält die Zahlungen insofern für gerechtfertigt.“ 

Ulla Jelpke:

„Das ist schon ein starkes Stück: Die privaten Unternehmensberater von McKinsey  kassieren für eine Studie ab, die auf einer völlig falschen Prognose der Zahl der Ausreisepflichtigen basiert. Die Vorschläge von McKinsey zu verschärften Abschiebungen und einer intensivierten Rückkehrberatung bereits im Asylverfahren wurden dennoch umsetzt. Wie sich die Zahl der Ausreisepflichtigen tatsächlich entwickeln wird, ist der Bundesregierung letztlich egal, die Verschärfung der Abschieberegelungen war offenbar Selbstzweck.“ 
��
	� Alle folgenden Angaben gelten, soweit nicht anders vermerkt, für diesen Stichtag�



��
	� Diese Formulierung ist ungewöhnlich; denn auch eine Duldung vermittelt (zunächst) kein „Aufenthaltsrecht“ – gemeint sind Ausreisepflichtige ohne Duldung und ohne Aufenthaltstitel �



��
	� Unklar ist, bei wie vielen Ausreisepflichtigen ein „Dublin-Bescheid“ über die Zuständigkeit eines anderen EU-Staates oder eine formelle Asylverfahrenseinstellungen vorliegt; diese Personen werden nicht als abgelehnte Asylsuchende im AZR erfasst. Von 2014 bis heute gab es 230.620 „sonstige Verfahrenserledigungen“ (Dublin-Verfahren, Einstellungen usw.).�
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